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Cine Cnquête füe die neue SotiaLpolUik

Mit der überreid iung der Beglaubigungsurkunden durch den Bundeskanzler an 
eine Gutaditerkommission ist der Startschuß für die Sozialenquete gefallen. 

Sieben W issenschaftler w erden — so lautet der Auftrag der Regierung — in ein 
bis eineinhalb Jahren  (!) eine Bestandsaufnahme unseres „Systems" der sozialen 
Sicherheit vorlegen. Im einzelnen soll die Enquête durchleuchten: Familienlasten­
ausgleich, die gesetzliche Rentenversicherung, die Unfall-, Kranken- und A rbeits­
losenversicherung, die Arbeitslosenhilfe, die Kriegsopferversorgung sowie die 
Häftlings- und Gefangenenentschädigung, ferner die Leistungen zur beruflichen 
Aus- und Fortbildung, den Lastenausgleich, die Sozialhilfe, den sozialen W ohnungs­
bau sowie die soziale Sicherung der Selbständigen.

Dieser b isher’einmalige Versuch, durch einen umfassenden Bericht Grundlagen für 
eine von allen Seiten erwünschte „Sozialpolitik aus einem Guß" zu schaffen, kann 
zu einer der bedeutsam sten innenpolitischen Aktionen führen. Merkwürdig 
erscheint es allerdings, daß es ausgerechnet Arbeitsm inister Blank war, der schließlich 
auf eine rasche Erstellung der Enquête drängte. Immerhin hatte er sich in den 
Vorbesprechungen anfänglich dem Plan einer Sozialenquête widersetzt und darauf 
hingewiesen, daß in den A kten seines Hauses praktisch eine solche Enquête bereits 
vorhanden sei. Die plötzliche Eile und der Eifer M inister Blanks könnten kritische 
Geister daher auf den Gedanken bringen, als verspreche er sich möglicherweise 
von den Ergebnissen der Untersuchung lediglich eine Bestätigung seiner bisherigen 
Politik.

Auch die ausdrückliche Betonung Bundeskanzler Erhards, die Gutachterkommission 
solle bei ihrer A rbeit bedenken, welche Maßnahmen p o l i t i s c h  d u r c h s e t z ­
b a r  seien, stimmt bedenklich. W ie soll man Erhards Mahnung deuten? M eint er, 
daß die W issenschaftler nicht im luftleeren Raum diskutieren sollen? Oder will 
er die A lternativen auf ein von der Bundesregierung proklam iertes politisches 
Programm beschränken, wo es doch darum gehen sollte, einen neuen politischen 
Ansatz erst zu finden? Darüber, daß die Integrität der Gutachter jenseits aller 
Diskussionen steht, braucht kein W ort verloren zu werden, und es w äre gut, wenn 
die „sieben W eisen" nicht unnötig in  einen Konflikt zwischen ihren Auftraggebern 
und ihrer Einsicht in die sachliche Notwendigkeit getrieben würden. Es gilt, den 
teils stark  von Interessen geprägten Rahmen politischer Entscheidungen zu sprengen.

W ünschenswert w äre es, die Ergebnisse der Untersuchung zur Grundlage einer 
langfristigen, von kurzlebigen partei-taktischen Erwägungen freien Sozial-Strategie 
machen zu können. Auf diese W eise könnte ein neues System der sozialen 
Sicherung geschaffen werden, das frei ist von überlebten sozialpolitischen Tradi­
tionalismen und unkoordinierte ad-hoc-Entscheidungen überflüssig macht. Ein Be­
kenntnis zu den neuen ökonomischen und sozialen Tatbeständen und Notwendig­
keiten könnte der Sozialpolitik einen Zuschnitt geben, der sie in die Lage versetzt, 
die Ziele einer freiheitlichen Gesellschaft garantieren zu helfen. (sl)

Alle in  der A b te ilu n g  „Zeitgespräch“ verö ffen tlich ten  B eiträge  sin d  fre ie  M einungsäußerungen  von  Per- 
tönlichkeiten aus W irtschaft und. P o litik  un d  von  in- u n d  ausländischen  M itarbeitern . S ie  en th a lten  ke ine  
Stellungnahme d er R ed a k tio n  u n d  sin d  ke ine  o ffiz iö se n  Ä u ß eru n g en  d er  herausgebenden Institu tionen .
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